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REPUBLIK FRANKREICH 

 

IM NAMEN DES FRANZÖSISCHEN 
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und andere 

---------------------  
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Herr Eric Aubry  
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--------------------- 

Frau Suzanne von Coester  
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--------------------- 

Über den Bericht  

der 6. Untersektion der Spruchabteilung 

Sitzung vom 19. Juni 2013  

Verlesung vom 28. Juni 2013 

--------------------- 

 

 1. Gestützt auf den Antrag, Nr. 351986, registriert am 17. August 2011 beim 

Sekretariat des Conseil d'Etat, eingebracht für den Trinationalen Atomschutzverband (TRAS) 

mit Sitz Murbacherstrasse 34 in Basel (4056), Schweiz, für Herrn Siegfried Göpper, wohnhaft 

Mühlenstrasse 35 in Weisweil (79367), Deutschland, für die Südgetreide GmbH & Co. KG 

mit Sitz Mühlenstrasse 35 in Weisweil (79367), Deutschland, Herrn Clemens Genter, 

wohnhaft Lehweg 3 in Sasbach (79361), Deutschland, Herrn Konrad Langenbacher, wohnhaft 

Lehweg 1 in Sasbach (79361), Deutschland, Herrn Balthasar Ehret, wohnhaft Im Köpfle 19 in 

Weisweil (79367), Deutschland, Fräulein Lilly Eleni Bürgelin, wohnhaft c/o Herr und Frau 

Bürgelin-Trunk, Zasiustrasse in Freiburg i. B. (79102), Deutschland, ersuchen der 

Trinationale Atomschutzverband und andere den Conseil d'Etat darum: 

 

 1.) die implizite Entscheidung über die Ablehnung zu annullieren, die aus dem 

Schweigen der Atomsicherheitsbehörde zu ihrem Antrag auf sofortige und vollständige 

Aussetzung des Betriebs des Kernkraftwerks Fessenheim resultiert;  

 

 2.) die Atomsicherheitsbehörde zu verpflichten, die sofortige und vollständige 

Aussetzung des Betriebs des Kernkraftwerks Fessenheim zu verfügen; 

 

 3.) die Atomsicherheitsbehörde und den Staat zur Zahlung der Summe von 3.000 Euro 

gemäss Artikel L. 761-1 des Justizverwaltungsgesetzes zu verurteilen. 

 

………………………..………………………. 
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 2. Gestützt auf die unter den Nummern 358080, 358094, 358095 registrierten 

Beschlüsse Nr. 1104450, 1104449, 1104447 vom 19. März 2012, registriert beim Sekretariat 

der Spruchabteilung des Conseil d'Etat am 29. März 2012, durch die der Präsident des 

Verwaltungsgerichts Strassburg dem Conseil d'Etat in Anwendung von Artikel R. 341-2 des 

Justizverwaltungsgesetzes die Anträge des Trinationalen Atomschutzverbandes (TRAS), von 

Herrn Göpper, der Südgetreide GMBH & Co. KG, von Herrn Genter, Herrn Langenbacher, 

Herrn Ehret und Fräulein Bürgelin weitergeleitet hat; 

 

 Gestützt auf die Beschlüsse vom 5. September 2011, registriert in der Geschäftsstelle 

des Verwaltungsgerichts Strassburg am 7. September 2011, durch die der Präsident des 

Verwaltungsgerichts Paris diese Anträge in Anwendung von Artikel R. 351-3 des 

Justizverwaltungsgesetzes dem Verwaltungsgericht Strassburg weitergeleitet hat; 

 

 Gestützt auf die Klagen, registriert am 17. August 2011 bei der Geschäftsstelle des 

Verwaltungsgerichts Paris, eingereicht für den TRAS mit Sitz Murbacherstrasse 34 in Basel 

(4056), Schweiz, für Herrn Göpper, wohnhaft Mühlenstrasse 35 in Weisweil (79367), 

Deutschland, für die Südgetreide GmbH & Co. KG mit Sitz Mühlenstrasse 35 in Weisweil 

(79367), Deutschland, Herrn Genter, wohnhaft Lehweg 3 in Sasbach (79361), Deutschland, 

Herrn Langenbacher, wohnhaft Lehweg 1 in Sasbach (79361), Deutschland, Herrn Ehret, 

wohnhaft Im Köpfle 19 in Weisweil (79367), Deutschland, und Fräulein Bürgelin, wohnhaft 

c/o Herr und Frau Bürgelin-Trunk, Zasiustrasse in Freiburg i. B. (79102), Deutschland, 

beantragen der Trinationale Atomschutzverband und andere: 

 

 1.) die impliziten Entscheidungen über die Ablehnung zu annullieren, die aus dem 

Schweigen der Minister für Ökonomie, Ökologie und Industrie zu ihrem Antrag auf sofortige 

und vollständige Aussetzung des Betriebs des Kernkraftwerks Fessenheim resultieren; 

 

 2.) die Minister für Ökonomie, Ökologie und Industrie zu verpflichten, die sofortige 

und vollständige Aussetzung des Betriebs des Kernkraftwerks Fessenheim zu verfügen; 

 

 3.) den Staat in jeder Rechtssache zur Zahlung der Summe von 3.000 Euro gemäss 

Artikel L. 761-1 des Justizverwaltungsgesetzes zu verurteilen. 

 

………………………..………………………. 

 

 Gestützt auf die anderen Schriftstücke der Akten; 

 

 Gestützt auf die Verfassung, insbesondere ihren Artikel 61-1; 

 

 Gestützt auf die Europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und 

Grundfreiheiten; 

 

 Gestützt auf das Übereinkommen zum Schutz des Rheins, abgeschlossen in Bern am 

12. April 1999; 

 

 Gestützt auf die Richtlinie 2000/69/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 23. Oktober 2000; 

 

 Gestützt auf die Richtlinie 2006/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 6. September 2006; 
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 Gestützt auf die Verordnung Nr. 58-1067 vom 7. November 1958;  

 

 Gestützt auf das Umweltgesetz; 

 

 Gestützt auf die Verordnung Nr. 2010-1255 vom 22. Oktober 2010; 

 

 Gestützt auf die Verordnung Nr. 2007-1557 vom 2. November 2007;  

 

 Gestützt auf das Justizverwaltungsgesetz; 

 

 In öffentlicher Sitzung wurden angehört: 

 

 - der Bericht von Herrn Eric Aubry, Conseiller d'Etat [etwa: Regierungsrat], 

 

 - die Rechtsausführungen von Frau Suzanne von Coester, öffentlicher Berichterstatter; 

 

 Vor und nach den Rechtsausführungen wurde der Sozietät Nicolaÿ, de Lanouvelle, 

Hannotin, Anwalt des trinationalen Atomschutzverbandes, von Herrn Göpper, der 

Südgetreide GmbH & Co. KG, von Herrn Genter, Herrn Langenbacher, Herrn Ehret und 

Fräulein Bürgelin, sowie der Sozietät Coutard, Munier-Apaire, Anwalt des Unternehmens 

EDF, das Wort erteilt. 

 

 IN ERWÄGUNG NACHSTEHENDER GRÜNDE:  

 

 1. Erster Absatz von Artikel 593-1 des Umweltgesetzes lautet: "Die in Artikel L. 593-2 

aufgezählten Basiskernkraftanlagen unterliegen den Rechtsvorschriften des vorliegenden 

Kapitels und des Kapitels VI des vorliegenden Dokuments auf Grund der Risiken oder 

Nachteile, die sie für die Sicherheit, Gesundheit und Hygiene der Bevölkerung oder den 

Natur- und Umweltschutz bergen können (...)"; Artikel R. 593-21 desselben Gesetzes lautet: 

"Wenn es sich zeigt, dass eine Basiskernkraftanlage schwerwiegende Risiken für die in Artikel 

L. 593-1 erwähnten Interessen darstellt, kann der mit der nuklearen Sicherheit betraute 

Minister durch Erlass die Aussetzung ihres Betriebs für den Zeitraum aussprechen, der zur 

Realisierung der Massnahmen, die dazu dienen, diese schwerwiegenden Risiken abzustellen, 

nötig ist. Ausser in Notfällen wird der Betreiber in die Lage versetzt, seine Beobachtungen zur 

beabsichtigten Aussetzung darzulegen, und die vorherige Stellungnahme der 

Atomsicherheitsbehörde wird eingeholt". Artikel R. 593-22 desselben Gesetzes lautet: "Im 

Falle schwerwiegender und unmittelbarer Risiken setzt die Atomsicherheitsbehörde, wenn 

nötig, provisorisch und vorsorglich den Betrieb der Anlage aus. Sie informiert darüber 

unverzüglich den Minister für nukleare Sicherheit". Artikel 34 der Verordnung vom 2. 

November 2007 über Basiskernkraftanlagen und die Kontrolle des Transports radioaktiver 

Substanzen im Bereich der nuklearen Sicherheit lautet: "I. - Wenn eine Basiskernkraftanlage 

schwerwiegende Risiken für die in I des Artikels 28 des Gesetzes vom 13. Juni 2006 

genannten Interessen birgt, informiert die Atomsicherheitsbehörde die mit der nuklearen 

Sicherheit betrauten Minister darüber. /Die Minister können durch Erlass die - vollständige 

oder teilweise - Aussetzung des Betriebs der Anlage aussprechen. Ausser bei begründetem 

Notfall wird der Betreiber über das Vorhaben der Aussetzung und die Frist, in der er seine 

Beobachtungen darlegen kann, informiert. Die Minister holen die Meinung der 

Atomsicherheitsbehörde ein, indem sie ihr die Frist für diese Mitteilung setzen. / Der Erlass 

über die Aussetzung definiert deren Tragweite und präzisiert gegebenenfalls die 

Massnahmen, die nötig sind, um einen sicheren Zustand der Anlage herbeizuführen. / Der 

Erlass sowie die Stellungnahme der Atomsicherheitsbehörde werden im Amtsblatt der 
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Republik Frankreich veröffentlicht und dem Präfekten sowie der lokalen 

Informationskommission mitgeteilt. / Die Aussetzung wird durch Erlass der mit der nuklearen 

Sicherheit beauftragten Minister beendet, der beschlossen wurde auf Grund der 

Stellungnahme der Atomsicherheitsbehörde, die die Umsetzung der Massnahmen feststellt, die 

dazu dienen, die Risiken zu beseitigen, die die Aussetzung gerechtfertigt haben. Der Erlass 

über das Ende der Aussetzung wird dem Betreiber mitgeteilt und ist Gegenstand von 

Massnahmen zur Veröffentlichung und Mitteilung, die im vorangehenden Absatz vorgesehen 

sind. / II. Im Falle schwerwiegender und unmittelbarer Risiken kann die 

Atomsicherheitsbehörde die - vollständige oder teilweise - Aussetzung des Betriebs der 

Anlage provisorisch und für eine Dauer aussprechen, die drei Monate nicht überschreiten 

darf. Die Atomsicherheitsbehörde teilt ihre Entscheidung dem Betreiber mit und informiert 

darüber unverzüglich die mit der nuklearen Sicherheit betrauten Minister, den Präfekten und 

die lokale Informationskommission". Gemäss I Artikel L. 596-23 des Umweltgesetzes 

unterliegen die Streitfälle über Verwaltungsentscheidungen, die in Anwendung der Artikel L. 

593-10 bis L. 593-33 desselben Gesetzes getroffen wurden, einem Contentieux de pleine 

juridiction [etwa: Verwaltungsgerichtsverfahren mit unbeschränkter Ermessensnachprüfung]. 

 

 2. Die Klage Nr. 351986 ist gegen die implizite Entscheidung über die Ablehnung 

gerichtet, die aus dem Schweigen der Atomsicherheitsbehörde zu dem Antrag resultiert, der 

ihr von den Klägern unterbreitet wurde und darauf abzielte, dass sie die Minister für nukleare 

Sicherheit über die schwerwiegenden Risiken informiert, die in Artikel L. 593-1 I des 

Umweltgesetzes erwähnt werden, und dass sie provisorisch die Aussetzung des Betriebs des 

Kernkraftwerks Fessenheim bis zu einer Entscheidung dieser Minister anweist. Die Anträge 

Nr. 358080, 358094 und 358095, die dem Conseil d'Etat per Beschluss des Präsidenten des 

Verwaltungsgerichts Strassburg vom 19. März 2012 auf Grund ihrer Konnexität mit dem 

Antrag Nr. 351986 übermittelt wurden, sind gegen die impliziten Entscheidungen über die 

Ablehnung gerichtet, die aus dem Schweigen der Minister für Ökonomie, Ökologie und 

Industrie zu den Anträgen auf sofortige und vollständige Aussetzung des Betriebs des 

Kernkraftwerks Fessenheim resultieren, die von den Klägern eingereicht wurden. Diese 

Anträge verlangen ein Urteil über ähnliche Fragen. Sie sind zusammenzufassen, um in einer 

einzigen Entscheidung darüber zu urteilen. 

 

 Zur vorrangigen Frage der Verfassungsmässigkeit: 

 

 3. Der Trinationale Atomschutzverband (TRAS) und die anderen Kläger machen 

geltend, dass die Artikel L. 593-7 bis L. 593-11 des Umweltgesetzes die durch die Artikel 1, 

3, 5 und 6 der Umweltcharta garantierten Rechte und Freiheiten missachten. 

 

 4. Einerseits sind die Bestimmungen der Artikel L. 593-7 bis L. 593-11 des 

Umweltgesetzes aus dem Beschluss vom 5. Januar 2012 hervorgegangen, der die Bücher I 

und V des Umweltgesetzes ändert, und das Umweltgesetz, das Gesetz über die öffentliche 

Gesundheit und das Gesetz über die Verteidigung ändert, der zum Zeitpunkt der vorliegenden 

Entscheidung nicht unter den in Artikel 38 der Verfassung vorgesehenen Bedingungen 

ratifiziert wurde. Aus diesem Artikel resultiert, dass ein Beschluss, der auf seiner Grundlage 

getroffen wurde, solange den Charakter eines Verwaltungsaktes bewahrt, wie das Parlament 

ihn nicht ausdrücklich ratifiziert hat. Infolgedessen haben die angefochtenen Bestimmungen 

den Charakter eines Verwaltungsaktes und gehören nicht zu den in Artikel 61-1 der 

Verfassung und in Artikel 23-5 des Beschlusses vom 7. November 1958 erwähnten 

gesetzlichen Bestimmungen. So können die Artikel L. 593-7 bis L. 593-11 nicht in 

Anwendung von Artikel 61-1 der Verfassung an den Verfassungsrat (Conseil constitutionnel) 

verwiesen werden. 
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 5. Andererseits kann die Rechtswidrigkeit eines Verwaltungsaktes nur dann geltend 

gemacht werden zur Unterstützung von Rechtsbegehren, die gegen einen Verwaltungsakt 

gerichtet sind, wenn letzterer zu dessen Anwendung getroffen wurde oder dessen gesetzliche 

Grundlage darstellt. Der Rechtsgrund, der daraus hergeleitet wird, dass diese noch nicht 

ratifizierten Bestimmungen die vorgenannten Artikel der Umweltcharta missachten würden, 

kann nur abgewiesen werden, da die angefochtenen Entscheidungen nicht zur Anwendung 

dieser Bestimmungen, die sich auf das Genehmigungsverfahren für Basiskernkraftanlagen 

beziehen, getroffen wurden, die dafür auch nicht die gesetzliche Grundlage bilden. 

 

 Zu den Bedingungen der Organisation der Befragung: 

 

 6. Der TRAS und die anderen Kläger machen geltend, dass die Bedingungen der 

Organisation der Befragung [enquête à la barre], die am 15. April 2013 stattfand, die 

Verfügungen von Artikel 6, Absatz 1, der europäischen Konvention zum Schutz der 

Menschenrechte und Grundfreiheiten missachtet hat, da diese Befragung nicht öffentlich war 

und der klagende Verband nur drei Vertreter dafür bestimmen konnte. 

 

 7. Artikel R. 623-1 des Justizverwaltungsgesetzes lautet: "Die Rechtsprechung kann, 

entweder auf Antrag der Parteien oder kraft Amtes eine Befragung zu der Sachlage 

vorschreiben, deren Feststellung ihr für die Untersuchung der Angelegenheit nützlich 

erscheint." Artikel R. 623-2 desselben Gesetzes lautet: "Die Entscheidung, die die Befragung 

vorschreibt, gibt die Sachlage an, auf die sie sich beziehen muss und präzisiert, je nach Fall, 

ob sie entweder vor einem Spruchkörper oder einer Untersuchungskammer stattfindet oder 

vor einem seiner Mitglieder, das gegebenenfalls einen Lokaltermin abhält. Sie wird den 

Parteien mitgeteilt." Artikel R. 623-3 desselben Gesetzes lautet: "Die Parteien sind 

aufgefordert, ihre Zeugen zu präsentieren zu dem Termin und Ort, die von der Entscheidung 

festgelegt werden, die die Befragung vorschreibt. (...)". Aus diesen Bestimmungen resultiert, 

dass die Rechtsprechung, wenn es ihr für die Untersuchung der Angelegenheit nützlich 

erscheint, eine Befragung vor einer Untersuchungskammer organisieren kann, die dann nicht 

der Verpflichtung zur Öffentlichkeit bei der Verhandlung unterliegt. Wenn, wie dies in dem 

Beschluss präzisiert wurde, der die Parteien über die Befragung informierte, jede der Parteien 

aufgefordert wurde, die Zahl ihrer Vertreter auf drei zu begrenzen, ist ein solcher Umstand 

weder als die Bestimmungen des Justizverwaltungsgesetzes missachtend, noch als die 

Verfügungen des Artikels 6, Absatz 1, der Europäischen Konvention zum Schutz der 

Menschenrechte und Grundfreiheiten missachtend anzusehen. 

 

 Zur Rechtmässigkeit der angefochtenen Entscheidungen: 

 

 8. Aus der Untersuchung folgt, dass die Errichtung des Kernkraftwerks Fessenheim 

durch die Verordnung vom 3. Februar 1972 genehmigt wurde. Diese Basiskernkraftanlage, 

die sich in der Zuständigkeit der Gemeinde Fessenheim befindet und von EDF betrieben wird, 

umfasst zwei Reaktoren mit einer elektrischen Leistung von jeweils 900 Megawatt, die am 31. 

Dezember 1977 bzw. am 18. März 1978 in Betrieb genommen wurden. Seit dieser 

Inbetriebnahme war der kerntechnische Standort Fessenheim Gegenstand regelmässiger 

Überprüfungen im Rahmen der regelmässigen Neuüberprüfungen der Sicherheit der 

Basiskernkraftanlagen, deren Prinzip, Häufigkeit und Modalitäten in den Artikeln L. 593-18 

und folgende des Umweltgesetzes definiert sind. Der Reaktor Nummer 1 war insofern 

Gegenstand einer Neuüberprüfung der Sicherheit, in deren Verlauf die 

Atomsicherheitsbehörde die Entscheidung vom 4. Juli 2011 getroffen hat, die EDF 

verpflichtet, 40 neue Auflagen einzuhalten, die zum Ziel haben, die Sicherheit des Reaktors 
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zu gewährleisten, sowie eine Mitteilung vom gleichen Tag erstellt hat, die insbesondere 

hinsichtlich der Bilanz der dritten Sicherheitsneuüberprüfung des Reaktors Nr. 1 des 

Kernkraftwerks Fessenheim festhält, dass dieser fähig ist, für eine Dauer von zusätzlichen 

zehn Jahren ab dieser dritten Neuüberprüfung weiter betrieben zu werden, vorausgesetzt, die 

Auflagen der Entscheidung der ASN Nr. 2011-CD-0231 vom 4. Juli 2011 werden 

eingehalten. Der Reaktor Nummer 2 war ebenfalls im Rahmen derselben Bestimmungen 

Gegenstand einer dritten Überprüfung, bei der die Atomsicherheitsbehörde die Entscheidung 

vom 23. April 2013 getroffen hat, EDF zu verpflichten, 21 neue Auflagen bezüglich des 

Reaktors 2 und 4 neue Auflagen bezüglich der Reaktoren Nr. 1 und 2 einzuhalten. 

 

 9. Ausserdem hat die Atomsicherheitsbehörde - ausser den oben erwähnten 

regelmässigen Neuüberprüfungen der Sicherheit - in der Folge des Unfalls in dem Kraftwerk 

Fukushima (Japan) am 11. März 2011, durch eine Entscheidung vom 5. Mai 2011 die 

Realisierung einer zusätzlichen Einschätzung der Sicherheit aller Kernreaktoren in Frankreich 

durch EDF vorgeschrieben. Diese Einschätzung ordnet sich ein in den doppelten Rahmen 

einerseits der Organisation von "Stresstests", die der Europäische Rat am 24. und 25. März 

2011 gefordert hat, und andererseits des Audits zur Sicherheit der französischen 

kerntechnischen Anlagen, das der Premierminister von der Atomsicherheitsbehörde verlangt 

hat. Diese zusätzliche Einschätzung, die insbesondere den kerntechnischen Standort 

Fessenheim betraf, gab Anlass für einen Bericht und eine Mitteilung der 

Atomsicherheitsbehörde vom 3. Januar 2012, aus denen hervorgeht, dass die Behörde 

eingeschätzt hat, dass die untersuchten Anlagen ein ausreichendes Sicherheitsniveau 

darstellen, sodass sie für keine von ihnen die sofortige Stilllegung verlangen muss. In der 

Folge dieses Berichts hat EDF eine "schnelle nukleare Einsatzgruppe" gebildet, die dazu 

bestimmt ist, sofort bei einem nuklearen Unfall einzugreifen. Besonders in Bezug auf das 

Kraftwerk Fessenheim hat die Atomsicherheitsbehörde im Rahmen der "Erfahrungswerte" aus 

dem Unfall von Fukushima eine spezifische Untersuchung geführt, die vom 27. bis zum 29. 

September 2011 stattfand, um die Materialien und die Organisation des Betriebs zu 

kontrollieren. In der Folge dieser Inspektion, die vor allem die Stromversorgung des 

Kraftwerks, die Kühlsysteme, das Management der Abläufe bei Unfällen, die Pläne für 

interne Notfallübungen, insbesondere im Fall von Erdbeben oder Überschwemmungen, 

betrafen, hat die Atomsicherheitsbehörde eingeschätzt, dass "die Kontrollen durch die 

Inspektoren global eine gute Beherrschung und eine gute Konformität der Anlagen in Bezug 

auf die behandelten Themen zeigen". 

 

 10. Trotz dieser oben beschriebenen Anstrengungen der Atomsicherheitsbehörde und 

von EDF, die die Kläger nicht bestreiten, machen sie geltend, dass der Betrieb des 

Kernkraftwerks Fessenheim schwerwiegende und unmittelbare Risiken für die Sicherheit, die 

Gesundheit und die Hygiene der Bevölkerung sowie für den Schutz der Natur und der 

Umwelt aufweist. In dieser Hinsicht zweifeln sie, vor allem angesichts der Lehren aus dem 

Unfall von Fukushima, sowohl die Methoden zur Einschätzung der Risiken, als auch den 

unzureichenden Charakter der Auflagen an, deren Umsetzung die Atomsicherheitsbehörde 

dem Betreiber des Standortes auferlegt hat. Sie ziehen insbesondere das Erdbebenrisiko heran, 

das dem Standortbereich eigen ist, das Überflutungsrisiko, das mit der Nähe des Rheins und 

des Rheinseitenkanals zusammenhängt, die hohe Zahl der Zwischenfälle am Standort seit 

2004 sowie die Ungesetzlichkeit der Normen für flüssige und gasförmige Ableitungen, die auf 

das Kraftwerk Fessenheim anzuwenden sind. Sie schliessen aus allen diesen Risiken, dass die 

Minister für nukleare Sicherheit und die Atomsicherheitsbehörde mit der Ablehnung ihres 

Antrags auf Aussetzung des Betriebs der strittigen Anlage die Artikel 593-21 und L. 593-22 

des Umweltgesetzes missachtet haben. 
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 Zu den Methoden der Einschätzung und der Berücksichtigung der Risiken: 

 

 11. Einerseits folgt aus der Untersuchung und vor allem aus den Gesprächen bei der 

am 15. April 2013 durch die 6. Untersektion der Abteilung für Streitsachen, die als 

Untersuchungskammer tagte, geführten Befragung in Anwendung von Artikel R. 623-1 des 

Justizverwaltungsgesetzes, dass die gemeinschaftlich von der Atomsicherheitsbehörde und 

EDF vorgenommenen Einschätzungen - sowohl im Rahmen der Neuüberprüfung der 

Sicherheit der Anlage als auch im Rahmen der zusätzlichen Sicherheitseinschätzung - darin 

bestanden, das Verhalten der Basiskernkraftanlagen in Krisensituationen zu testen, um die 

nötigen Vorkehrungen zu definieren, damit die Grundfunktionen dieser Anlagen im Fall eines 

extremen Unfalls gesichert bleiben. Im Gegensatz zu dem, was geltend gemacht wird, wurden 

extreme Situationen berücksichtigt und Hypothesen zur Kumulierung von Risiken, vor allem 

für Erdbeben und gleichzeitige Überflutung, getestet. 

 

 12. Andererseits, auch wenn im Unterschied zu den Auflagen, die die 

Atomsicherheitsbehörde auf der Grundlage von Artikel L. 592-19 des Umweltgesetzes 

erteilen kann, um die Bestimmungen der Verordnungen und Erlasse im Bereich der nuklearen 

Sicherheit zu vervollständigen, die "Sicherheitsgrundregeln", die diese Behörde erarbeitet und 

die Schritt für Schritt durch "Leitfäden der Atomsicherheitsbehörde" ersetzt werden, keinen 

imperativen Charakter besitzen und auch wenn es dem Betreiber freisteht, davon 

abzuweichen, wäre dieser Umstand allein nicht dazu angetan, das Vorhandensein eines 

schwerwiegenden und unmittelbaren Risikos zu charakterisieren, da der Betreiber dann 

Massnahmen mit gleicher Wirkung anwenden muss, die die Einhaltung der 

Sicherheitsanforderungen gewährleisten. Der Umstand, dass der Betreiber die 

Verpflichtungen, die ihm auferlegt wurden, nicht einhalte, wäre nicht dazu angetan, die 

Rechtmässigkeit dieser Verpflichtungen infragezustellen. 

 

 13. Aus dem Vorstehenden folgt, dass der Rechtsgrund, der daraus hergeleitet wird, 

dass die Methoden der Einschätzung und der Berücksichtigung der Risiken nicht in 

ausreichendem Masse den Schutz der in Artikel L. 593-1 des Umweltgesetzes erwähnten 

Interessen garantieren würden, kann nur abgewiesen werden. 

 

 Zu dem Erdbebenrisiko: 

 

 14. Die Kläger machen geltend, das Erdbebenrisiko sei unterschätzt worden. Aus der 

Untersuchung resultiert jedoch, dass im Unterschied zu dem, was geltend gemacht wird, das 

Erdbebenrisiko, das den Standort Fessenheim betreffen kann, definiert worden ist, indem die 

anderen potenziellen Risiken im Hinblick auf eine Untersuchung des lokalen geologischen 

Kontextes berücksichtigt wurden, die dazu geführt hat, dass diese Zone als Zone mit 

moderater Seismizität in der französischen paraseismischen Zonierung klassifiziert wurde, die 

durch die Verordnung vom 22. Oktober 2010 festgelegt wurde und bei der Einschätzung der 

Sicherheit der strittigen Anlage berücksichtigt wurde. Wenn die Kläger geltend machen, dass 

das maximale Erdbebenrisiko unterschätzt worden sei und ausserdem von der 

Sicherheitsgrundregel 2001-01 bezüglich der von der Atomsicherheitsbehörde erarbeiteten 

Bestimmung des Erdbebenrisikos für Basiskernkraftanlagen ungenügend berücksichtigt 

werde, so ist jedoch nicht offensichtlich, dass der Bezug der Atomsicherheitsbehörde auf das 

Beben in Basel im Jahre 1356 nicht zutreffend sei, um eventuellen Folgen einer solchen 

Katastrophe vorzubeugen, wohingegen man sich im Übrigen mit den vorgenommenen 

Kontrollen von dem normalen Betrieb der Anlage bei der Hypothese des Eintretens eines 

Erdbebens, das eine fünf Mal höhere Energie freisetzt, als die des Bebens von Basel, 

überzeugen konnte. Der oben erwähnte Klagegrund muss abgewiesen werden. 
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 Zu dem Überflutungsrisiko: 

 

 15. Aus der Untersuchung resultiert nicht, dass es durch die Gestaltung des Standortes, 

dessen Kühlung von dem Rheinseitenkanal gesichert wird, nicht möglich sei, das Kraftwerk 

vor den Risiken eines Hochwassers des Altrheins zu schützen. Das Überflutungsrisiko, das 

mit weiteren Faktoren zusammenhängt, wie dem Bruch des Dammes des Rheinseitenkanals, 

dem Eintreten von Regenfällen starker Intensität, dem Bruch des Wasservorrats oder dem 

Anstieg des Grundwasserspiegels, wurde in den verschiedenen getesteten Hypothesen 

berücksichtigt. Es resultiert daraus auch nicht, dass die Einschätzung dieser Risiken, vor allem 

unter Berücksichtigung der "Erfahrungswerte" in der Folge der Überflutung des Kraftwerkes 

Blayais im Jahre 1999, unzureichend gewesen sei, und auch keineswegs, dass mit der 

Sicherheitsgrundregel 1.2° von 1984 diesen Risiken nicht begegnet werden könne. 

 

 Zu dem ungenügenden Charakter der Massnahmen, um gegenüber besonderen Risiken 

standzuhalten: 

 

 16. Aus der Untersuchung resultiert, dass die unterschiedlichen Untersuchungen des 

Standortes Fessenheim dazu geführt haben, die Punkte des Kraftwerkes zu diagnostizieren, 

die, unter Berücksichtigung der kumulierten Risiken, denen es ausgesetzt ist, eine 

Verstärkung der Vorsichtsmassnahmen rechtfertigen, insbesondere bezüglich der Robustheit 

dieser Anlagen und der Haltbarkeit seines Stromnetzes. Eine gewisse Zahl von Massnahmen 

wurde sowohl im Rahmen der Untersuchungen und Kontrollen zur Einschätzung der 

Sicherheit vorgeschrieben, als auch im Rahmen der gezielten Inspektionen zur zusätzlichen 

Sicherheitsüberprüfung, die zu der Entscheidung der Atomsicherheitsbehörde vom 26. Juni 

2012 Anlass gab. Diese Entscheidung enthält, ausser den allgemeinen Auflagen, die für alle 

Reaktoren in Frankreich gelten, spezifische Auflagen für den Standort Fessenheim und 

betreffen den Damm des Rheinseitenkanals und das Gebäude zur Lagerung der 

Brennelemente, um soweit wie möglich den Durchbruch des Reaktorbehälters im Fall eines 

Schmelzens zu vermeiden. Zu diesen verschiedenen Zwecken wurden, um den normalen 

Betrieb der Anlagen im Fall des Auftretens eines oder mehrerer der in Erwägung gezogenen 

Risiken zu garantieren, insbesondere der Bau einer Böschung zum Schutz der Plattform, die 

Höherplatzierung der elektrischen Geräte, das Hinzufügen eines zusätzlichen Stromaggregats, 

der Bau von Schutzmauern sowie die Verstärkung der Haltbarkeit der Bodenplatte 

vorgeschrieben, die die Stützstruktur der Reaktoren des Kraftwerks bildet, durch die 

Erhöhung ihrer Dicke von 1,5 Metern auf 2 Meter. Aus der Untersuchung resultiert nicht, dass 

diese Massnahmen unzureichend seien. 

 

 Zu dem Risiko, das die Zahl der seit 2004 festgestellten Zwischenfälle zeige:  

 

 17. Wenn auch nicht bestritten wird, dass in dem Kraftwerk Fessenheim seit 2004 eine 

höhere Zahl von Zwischenfällen festgestellt wurde, als die, die durchschnittlich in den 

Anlagen desselben Typs auftreten, so resultiert aus der Untersuchung einerseits, dass die 

angezeigten Zwischenfälle Anomalien und kleinen Zwischenfällen in der internationalen 

Einstufung der nuklearen Ereignisse (Stufen 0 und 1 auf der Skala INES, die 7 Stufen 

umfasst) entsprechen, und andererseits, dass die seit 2009 getroffenen Massnahmen zur 

Verstärkung der Führung des Betriebs des Kraftwerks die Zahl der Zwischenfälle auf ein dem 

Durchschnitt vergleichbares Niveau herabgesetzt haben. Unter diesen Bedingungen kann der 

Rechtsgrund, der daraus hergeleitet wird, dass die Häufigkeit und der Schweregrad der 
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Ereignisse an sich vom Vorhandensein schwerwiegender und unmittelbarer Risiken für die in 

Artikel L. 593-1 erwähnten Interessen zeugen würde, nur abgewiesen werden. 

 

 Zu der Rechtswidrigkeit der Normen über die Ableitung: 

 

 18. Der von den Klägern vorgebrachte Umstand, nach dem die präfektoralen Erlasse 

von 1972 und 1974 zur Genehmigung der Wasserentnahme und -ableitung durch das 

Kraftwerk sowie die ministeriellen Erlasse vom 17. November 1977, die die flüssigen und 

gasförmigen radioaktiven Ableitungen umrahmen, ungesetzlich geworden seien, ist nicht an 

sich dazu angetan, die Existenz schwerwiegender und unmittelbarer Risiken im Sinne von 

Artikel L. 593-22 zu offenbaren, denn einerseits resultiert aus der Untersuchung nicht, dass 

die effektiv festgestellten Ableitungen, von denen nicht bestritten wird, dass sie deutlich 

niedriger sind als die von den strittigen Erlassen genehmigten Mengen, die in Artikel L. 593-1 

erwähnten Interessen schwerwiegend und unmittelbar beeinträchtigen würden, und 

andererseits berücksichtigen die Kontrollen der Atomsicherheitsbehörde und die von EDF 

vorgenommenen Massnahmen zur Umsetzung der besten Techniken die Prinzipien, die in 

Artikel L. 110-1 II des Umweltgesetzes verankert sind. Wenn die Kläger geltend machen, 

dass die Ableitungen die Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. 

Oktober 2000, die einen Rahmen für eine Politik der EU auf dem Gebiet des Wassers 

aufstellt, die Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. September 2006 

über die Qualität von Süsswasser sowie das Übereinkommen zum Schutz des Rheins, 

unterzeichnet in Bern am 12. April 1999, missachten, so ist dieser Umstand in keiner Weise 

dazu angetan, die Existenz eines Risikos im Sinne von Artikel L. 593-22 festzustellen. Somit 

kann der Rechtsgrund, der aus der Rechtswidrigkeit der Normen zur Ableitung hergeleitet 

wird, nur abgewiesen werden. 

 

 19. Aus dem, was in den Punkten 8 bis 18 gesagt wurde, resultiert, dass die Kläger zu 

Unrecht behaupten, dass die Fortsetzung des Betriebs des Kraftwerks Fessenheim 

schwerwiegende und unmittelbare Risiken im Hinblick auf die in Artikel L. 593-1 des 

Umweltgesetzes angeführten Interessen darstelle. 

 

 Zu der Verletzung von Artikel 2 der Europäischen Konvention zum Schutz der 

Menschenrechte und Grundfreiheiten: 

 

 20. Da die Fortsetzung des Betriebs des Kraftwerks Fessenheim, wie gesagt wurde, 

keine schwerwiegenden und unmittelbaren Risiken hinsichtlich der in Artikel L. 593-1 des 

Umweltgesetzes erwähnten Interessen aufweist, kann der Rechtsgrund der Missachtung von 

Artikel 2 der europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten 

bezüglich des Rechts auf Leben in jedem Fall nur abgewiesen werden. 

 

 21. Daraus folgt, dass in Anbetracht der Überprüfungen und Kontrollen am Standort 

Fessenheim seit 2009, der Rechtsbegehren, die insbesondere aus den neuen Auflagen für 

dessen Betrieb hergeleitet wurden, der Art und des Zustandes der Umsetzung dieser EDF von 

der Atomsicherheitsbehörde auferlegten Verpflichtungen, ob es sich um Massnahmen handelt, 

die bereits ausgeführt wurden oder um diejenigen, die in der Umsetzung begriffen sind, die 

Kläger keinen Anspruch darauf haben, beim Fehlen schwerwiegender und unmittelbarer 

Risiken, die durch den Betrieb des Kraftwerks Fessenheim entstehen, die Nichtigerklärung 

der Ablehnung zu verlangen, mit der die Atomsicherheitsbehörde ihren Antrag abgewiesen 

hat. Dasselbe gilt für die oben erwähnten Gründe - bei Fehlen eines schwerwiegenden Risikos 

- für die Ablehnung durch die Minister für nukleare Sicherheit, eine Massnahme zur 

Aussetzung zu ergreifen. 
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 22. Aus all dem Vorstehenden folgt, ohne dass es nötig ist, über die Klageabweisung 

der Atomsicherheitsbehörde zu urteilen und ohne dass es nötig ist, die beantragten 

zusätzlichen Untersuchungsmassnahmen anzuordnen, dass die Rechtsbegehren des 

Trinationalen Atomschutzverbandes und anderer auf Nichtigerklärung nur abgewiesen 

werden können. 

 

 Zu den Anträgen auf Erteilung von Anordnungen: 

 

 23. Die vorliegende Entscheidung, die die Anträge auf Nichtigerklärung abweist, 

bedarf keinerlei Umsetzungsmassnahme. Die oben genannten Rechtsbegehren können somit 

nur abgewiesen werden. 

 

 Zu den Rechtsbegehren auf Anwendung von Artikel R. 761-1 des 

Justizverwaltungsgesetzes: 

 

 24. Die Rechtsbegehren der Kläger, die gemäss Artikel L. 761-1 des 

Justizverwaltungsgesetzes vorgebracht wurden, müssen infolgedessen abgewiesen werden. 

Angesichts der Umstände des vorliegenden Falls sind die Kläger solidarisch zu verurteilen, 

die Summe von 5.000 Euro an das Unternehmen EDF gemäss Artikel L. 761-1 des 

Justizverwaltungsgesetzes zu zahlen. 

 

 

WIRD ENTSCHIEDEN: 

------------ 

 

Artikel 1: Die vorrangige Frage der Verfassungsmässigkeit, die von dem Trinationalen 

Atomschutzverband und anderen erhoben wird, ist nicht an den Verfassungsrat zu verweisen. 

 

Artikel 2: Die Klagen des Trinationalen Atomschutzverbandes und anderer werden 

abgewiesen. 

 

Artikel 3: Der klagende Verband und die anderen Kläger haben solidarisch an EDF eine 

Summe von 5.000 Euro gemäss den Bestimmungen von Artikel L. 761-1 des 

Justizverwaltungsgesetzes zu zahlen. 

 

Artikel 4: Die vorliegende Entscheidung wird dem Trinationalen Atomschutzverband, der 

Atomsicherheitsbehörde, dem Unternehmen EDF, der Ministerin für Ökologie, nachhaltiges 

Wachstum und Energie, dem Minister für Ökonomie und Finanzen und dem Minister für die 

Belebung der Industrie mitgeteilt. Eine Kopie geht an den Verfassungsrat und den 

Premierminister. 

Die anderen Kläger sind über die vorliegende Entscheidung von der Sozietät Nicolaÿ-de 

Lanouvelle-Hannotin zu informieren, die sie vor dem Conseil d'Etat vertritt. 


